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ERKLÄRUNG VON SEVILLA

ÜBER DIE ROLLE DER EUROPÄISCHEN

LOKALEN UND REGIONALEN GEBIETSKÖRPERSCHAFTEN

AUF DEM GEBIET DER MIGRATION

Angenommen vom Hauptausschuss des RGRE

Sevilla, 23. Oktober 2006

Wir, in unserer Eigenschaft als Bürgermeister und gewählte Mandatsträger europäischer lokaler und regionaler Gebietskörperschaften beim Hauptausschuß des Rates der Gemeinden und Regionen Europas in Sevilla, Spanien, am 23. Oktober 2006 versammelt, 

Daran erinnernd, dass Migration vor allem eine Angelegenheit von Menschen ist;

Bestätigend daher, dass in allen Fällen die Grundprinzipien der Menschenrechte und der menschlichen Würde sowie die Werte der Europäischen Union zur Anwendung gelangen müssen;

Im Bewußtsein, dass die Migrationsströme nach Europa, und oft auch innerhalb Europas, ständig zunehmen; 

Mit dem Hinweis darauf, daß effiziente Politiken und Koordination auf europäischer Ebene erforderlich sind, um die Ursachen, Verfahren und Folgen von umfangreicher Migration zu behandeln, einschließlich für die Staaten, die am stärksten von spontanen Zuwanderungswellen aus anderen Kontinenten betroffen sind;

Anerkennend, dass diese Migrationsströme durch eine Vielzahl von Gründen ausgelöst sind, einschließlich wirtschaftlicher, humanitärer und politischer Gründe; 

In Kenntnis der Tatsache, dass Europa einen grundlegenden demografischen Wandel erlebt, mit tiefgreifenden ökonomischen und sozialen Konsequenzen, und dass Zuwanderung als eine positive Antwort auf diese Problematik – nicht zuletzt zum Zweck der wirksamen Umsetzung der Lissabon-Agenda – in diesem Zusammenhang sorgfältig erwogen werden muss; 

In der Erwägung, daß Zuwanderung sich auf legalem oder illegalem Wege abspielen kann, daß jedoch in allen Fällen die Grundprinzipien der Menschenrechte und die Wertvorstellungen der Europäischen Union Anwendung finden müssen; 

Gleichfalls in dem Bewußtsein, dass europäische Migrationspolitik keine negative Wirkung auf das soziale und wirtschaftliche System der Entwicklungsländer haben dürfen; 

Geben folgende Erklärung ab:

1. Die Annahme einer europäischen Migrationspolitik ist ein wichtiges Element, um lokale und regionale Gebietskörperschaften bei der Umsetzung effektiver lokalen Politiken zu helfen;

Darüber hinaus muss diese Politik mit einer klaren Verpflichtung zur Umsetzung gemeinsamer Entwicklungspolitik mit den Herkunfts- und Transitländern der Migranten verbunden sein und sich auch auf lokale und regionale Partnerschaften erstrecken;

2. Lokale und regionale Gebietskörperschaften in ganz Europa, die auf eine wachsende Anzahl von Migranten reagieren müssen, die sich in unseren Städten und Gemeinden niederlassen wollen, haben in diesem Zusammenhang eine wesentliche Rolle zu spielen, insbesondere als Erbringer öffentlicher Dienstleistung zur Grundversorgung und über Politiken zur Förderung der Integration, des Zusammenhaltes und der Toleranz;

3. Nicht nur für europäische Großstädte und Regionen besitzt diese Rolle des Umgangs mit der Migrationsproblematik einen hohen Stellenwert, auch für die Mehrheit unserer Gemeinden und lokalen Gebietskörperschaften gewinnt diese Frage zunehmend an Bedeutung; 

4. Die Herausforderung, die Zuwanderungsbewegung in ihren verschiedenartigen Formen erfolgreich zu steuern, erfordert ein hohes Maß an Koordination und partnerschaftlicher Arbeit zwischen den verschiedenen Regierungsebenen – der europäischen, der nationalen, der regionalen und lokalen Ebene – sowie  quer durch die diversen Behörden. 

5. Lokale Gebietskörperschaften müssen über die notwendigen Kompetenzen vefügen, um ihre Aufgaben im Hinblick auf die erfolgreiche Integration der Migranten und ihrer Gemeinschaften voll erfüllen zu können; 

6. Die nationalen Systeme zur Finanzierung der lokalen Gebietskörperschaften müssen insbesondere sicherstellen, dass den Kosten im Zusammenhang mit dem Zuwanderungsmanagement, und insbesondere solchen, die mit der Erbringung der notwendigen öffentlichen Dienstleistungen zusammenhängen, in voller Höhe Rechnung getragen wird, einschließlich des Bedarfs an kurzfristig verfügbarer Finanzhilfe in Notfällen oder bei sich kurzfristig ergebenden Entwicklungen; 

7. Es gibt viele Beispiele erfolgreicher Praktiken, die von den lokalen Gebietskörperschaften zur Integration der Zuwanderer in das örtliche Leben und die örtliche Wirtschaft umgesetzt worden sind und von denen wir alle lernen können; so haben zum Beispiel in einer Reihe von Ländern Migranten bereits das Wahlrecht bei Kommunalwahlen zuerkannt bekommen; 

8. Wir fordern deshalb den Rat der Gemeinden und Regionen Europas auf, in Zusammenarbeit mit der Europäischen Kommission und dem KGRE im Jahr 2007 und im Zusammenhang mit dem Europäischen Jahr für Gleichstellung, Aktivitäten für den Erfahrungsaustausch zur Integration von Zuwanderern in unsere Gemeinschaften zu organisieren. 
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